
6. Satzung vom 10.07.2026 zur Änderung der  

Satzung der Stadt Jüchen über die Erhebung von Elte rnbeiträgen  

für die Offene Ganztagsschule im Primarbereich vom 28.04.2008 

 

Präambel 

Aufgrund des § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. 
Juli 2025 (GV. NRW. S. 618) in Verbindung mit § 9 Abs. 3 des Schulgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (SchulG NRW) vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 27. Mai 2025 (GV. NRW. 2025 S. 501/ABl. NRW. 06/25), § 51 
Abs. 5 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – 
KiBiz) - Sechstes Gesetz zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch - vom 3. 
Dezember 2019 (GV. NRW. 2019 S. 894, berichtigt 2020 S. 77), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 509) sowie dem gemeinsamen Runderlass 
„Offene Ganztagsschulen sowie außerunterrichtliche Ganztags- und Betreuungsangebote im 
Primarbereich“ vom 2. Juli 2024 (MB.NRW 2026 Nr. 92), gültig ab dem 01.08.2026, hat der 
Rat der Stadt Jüchen in seiner Sitzung am 09.07.2026 folgende Satzung beschlossen.  

 

 

Artikel I 

Die Satzung der Stadt Jüchen über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Offene 
Ganztagsschule im Primarbereich vom 28.04.2008 wird wie folgt geändert: 

 

1. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
Die Betreuung im Rahmen der Offenen Ganztagsgrundschule erfolgt zusätzlich zum 
planmäßigen Unterricht an Unterrichtstagen, an unterrichtsfreien Tagen (außer an 
Samstagen, Sonn- und Feiertagen sowie maximal zwei pädagogischen Tagen pro 
Schuljahr) sowie nach Bedarf in den Ferien. Sie umfasst unter Einschluss der 
allgemeinen Unterrichtszeit den Zeitraum von 8.00 Uhr, bei Bedarf von 7.30 Uhr, bis 
16.00 Uhr (i.d.R. mindestens aber bis 15.00 Uhr), bei Bedarf auch bis 17.00 Uhr. Bei 
Bedarf wird schulübergreifend in Kooperation aller Offenen Ganztagsgrundschulen der 
Stadt Jüchen eine Betreuung an unterrichtsfreien Tagen und eine Ferienbetreuung in 
allen Schulferien – außer in den Weihnachtsferien - sichergestellt.  
Der Träger behält sich darüber hinaus weitere Schließungszeiten aufgrund be-
hördlicher Anordnung oder besonderer Vorkommnisse (insbesondere bei höherer 
Gewalt, Infektionskrankheiten, Streik etc.) vor. 
 
 

2. § 1 Abs. 3 erhält folgende neue Fassung: 
 
Die außerunterrichtlichen Angebote der Offenen Ganztagsgrundschule gelten 
entsprechend den landesrechtlichen Vorgaben als schulische Veranstaltungen. Sie 
dienen zugleich der Erfüllung des Anspruchs auf Förderung von Kindern im 
Grundschulalter nach § 24 SGB VIII. 



 

3. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
An den außerunterrichtlichen Angeboten im Rahmen der Offenen Ganztagsschule 
können nur Kinder der Schulen teilnehmen, an welcher ein Angebot besteht. Eine 
Aufnahme kann nur im Rahmen der örtlich gegebenen Kapazitäten erfolgen. Über die 
Aufnahme entscheidet die Stadt Jüchen im Benehmen mit der Schule und dem 
Betreuungsverein. 

 

4. § 2 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

Unterjährige Anmeldungen zur Offenen Ganztagsschule sind jeweils zum 1. eines 
Monats möglich, sofern die Aufnahmekapazitäten des Schulstandortes dies zulassen. 
Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme an einem bestimmten Schulstandort besteht nicht.  

 

5. § 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
Rückständige Elternbeiträge werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 
Maßgebend hierfür sind die Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (VwVG NRW) vom 19. Februar 2003 in seiner jetzt 
aktuellen Fassung. 

 

Artikel II 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.08.2026 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende 6. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Jüchen über die Erhebung 
von Elternbeiträgen für die Offene Ganztagsschule im Primarbereich wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht.  

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von 6 Monaten seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

• a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  

• b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
• c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
• d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Jüchen vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  
 

Jüchen, den 10.07.2026 
 
 
 
Philipp Sieben 
Bürgermeister 


